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Gleichstellungspolitik der SPD-Bundestagsfraktion 

von Dr. Eva Högl 

Am 22. Juni 2011 war Caren Marks (1. Bild in der Mit-

te), die frauenpolitische Sprecherin der SPD-

Bundestagsfraktion, zu Gast im ASF-Landesvorstand. 

Viele interessierte Frauen waren gekommen, um sich 

über die neuesten Pläne der SPD-Bundestagsfraktion 

zu informieren. 

 

Die Bundesregierung hatte kurz zuvor den ersten bun-

desweiten Gleichstellungsbericht zur Kenntnis ge-

nommen. Dieser Bericht enthält viele konkrete Hand-

lungsanweisungen. „Wir von der SPD-Bundestags-

fraktion erwarten von der Bundesregierung, dass sie 

die Handlungsempfehlungen der Sachverständigen 

umsetzt. Wir werden hier die Bundesregierung vor uns 

her treiben―, so Caren Marks.  

 

Konkret ist ein Gesetzentwurf zur Entgeltgleichheit in 

Vorbereitung, zu dem die Eckpunkte bereits beschlos-

sen sind. Die SPD-Bundestagsfraktion plant eine ent-

sprechende Vorlage zum März 2012. 

 

Bei der 40prozentigen Quote für Aufsichtsräte und 

Vorstände sieht Caren Marks eine breite Unterstüt-

zung der LandesministerInnenkonferenz und vor allen 

Dingen aus Europa. „NRW hat dazu bereits einen Ge-

setzentwurf im Bundesrat vorgelegt, zur 40prozentigen 

Quotierung in Aufsichtsräten. Wir von der SPD-

Bundestagsfraktion wollen einen Gesetzentwurf vorle-

gen, der die Quotierung in Aufsichtsräten und Vorstän-

den zum Ziel hat.― 

 

Auch die Minijobs sollen auf den Prüfstand. Der 

Gleichstellungsbericht hatte dazu festgestellt, dass „die 

gegenwärtige Minijob-Strategie aus der Perspektive 

der Geschlechtergleichstellung über den Lebensverlauf 

desaströs― sei. NRW plant hierzu eine Vorlage im Deut-

schen Bundesrat, um zumindest die Stundenzahl bei 

Minijobs so zu begrenzen, dass ein Mindestlohn von 

8,50 Euro herauskommt. 

 

Das Betreuungsgeld lehnt die SPD-Bundes-

tagsfraktion ab, das stellt auch der Gleichstellungsbe-

richt fest. Die SPD-Bundestagsfraktion würde die 2 Mil-

liarden Euro lieber in den Ausbau der Kinderbetreuung 

stecken. „Eine bessere Kitainfrastruktur würde eine 

echte Stärkung der Berufstätigkeit von Frauen bedeu-

ten. Aber auch unter Bildungsaspekten ist die 

´Zuhausebleibprämie´ für Kinder, besonders aus be-

nachteiligten Elternhäusern, desaströs. Denn diese 

würden für 150 Euro auf frühkindliche Bildung verzich-

ten.―  

 

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die Einberufung 

eines Krippengipfels, um gemeinsam mit den Län-

dern Lösungen für den Ausbau der Kindertagesbetreu-

ung zu finden. 2013 kommt der Rechtsanspruch auf 

einen Kitaplatz für Kinder ab einem Jahr und viele Län-

der haben die angestrebte Ausbauquote von 35 Pro-

zent noch nicht erreicht. Berlin hatte diese Ausbauquo-

te bereits von Anfang an erreicht.  

 

Beim Gesetzentwurf zur Familienpflegezeit fehlt ein 

echter Rechtsanspruch. Alles ist auf Freiwilligkeit aus-

gelegt. Die SPD-Bundes-

tagsfraktion will einen ech-

ten Rechtsanspruch und 

das Recht auf 10 Tage be-

zahlte Pflegezeit. 

 

„Es steht eine Menge im 

Bereich der Gleichstel-

lungspolitik an. Und wir pa-

cken es an―, so beendete 

Caren Marks ihren Vortrag. 

Der ASF-Landesvorstand Berlin 

wird am 17. August 2011 einen 

Frauenempfang veranstalten, 

Klaus Wowereit wird unser Eh-

rengast sein. 

 

Vorherige Anmeldung er-

wünscht: 

asf.spd.berlin@googlemail.com 

mailto:asf.spd.berlin@googlemail.com
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Bundesverdienstkreuz für Vera Morgenstern:  

Drei Jahrzehnte Einsatz für moderne Frauenpolitik 

Vera Morgenstern, Gewerk-

schafterin bei DGB, ÖTV und 

später bei ver.di, ist am 30. 

Mai 2011 für ihre herausra-

genden Leistungen in der 

gewerkschafts- und frauenpo-

litischen Arbeit und ihr uner-

müdliches Eintreten für die 

Gleichstellung von Frauen 

und Männern mit dem Ver-

dienstkreuz der Bundesrepublik Deutschland ausge-

zeichnet worden. 

 

Die ASF Berlin gratuliert Vera Morgenstern sehr herz-

lich. Ohne sie hätten wir Vieles in der Arbeitsmarkt- 

und Sozialpolitik und bei der Verbesserung der 

Gleichstellung von Frauen und Männern nicht er-

reicht.  

 

Die ASF Berlin unterstützt die Kandidatur von Vera 

Morgenstern für den Vorsitz des LandesFrauenRates 

Berlin, der am 29. August 2011 gewählt wird und für 

den sie von ver.di vorgeschlagen wurde. Vera ist eine 

ausgezeichnete Kandidatin und wäre eine hervorra-

gende Vorsitzende des LandesFrauenRates.  

Almuth Hartwig-Tiedt und  

Vera Morgenstern v. l. 

Barbara Behrends ist neue Chefredakteurin bei der DEMO 

Barbara Behrends ist seit 1. Juli 2011 

Chefredakteurin der DEMO, Der Monats-

zeitschrift für Kommunalpolitik.  

 

Davor war sie sieben Jahre Pressespre-

cherin der SPD-Landtagsfraktion in 

Rheinland-Pfalz. Nach dem Studium der 

Sozialwissenschaften, Germanistik und 

Anglistik und dem 1. und 2. Staatsexamen arbeitete 

sie als Redakteurin bei verschiedenen Medien wie 

WDR, HörZu und Stern.  

 

Kommunalpolitisch ist sie als Ortsvorsitzende ihres 

heimatlichen SPD-Ortsvereins, der AWO und als Frak-

tionsvorsitzende im Verbandsgemeinderat tätig.  

Bundesverdienstkreuz für Christine Bergmann 

Am 12. Juli 2011 wurde Chris-

tine Bergmann mit dem  Bun-

desverdienstkreuz ausge-

zeichnet.  

 

Klaus Wowereit hielt eine An-

sprache und händigte dann 

der früheren Bundesministerin, Bürgermeisterin von 

Berlin sowie Senatorin Dr. Christine Bergmann das 

Verdienstkreuz 1. Klasse des Verdienstordens der 

Bundesrepublik Deutschland aus.  

 

Wowereit über die Rolle der in Dresden geborenen 

Politikerin: „Christine Bergmanns sozialpolitisches 

Engagement, das sich zuletzt in ihrer öffentlich viel 

beachteten Tätigkeit im Ehrenamt der Beauftragten 

zur Aufarbeitung des sexuellen Kindesmissbrauchs 

der Bundesregierung zeigte, ist tief verwurzelt in ihren 

demokratischen Überzeugungen und in ihrem christli-

chen Bekenntnis. […] Dies ist auch über alle Partei-

grenzen hinweg in der Öffentlichkeit immer so wahr-

genommen worden, und ich bin froh, dass der Bun-

despräsident ihre Leistungen für die Gesellschaft und 

für die Menschen in unserem Land mit der Auszeich-

nung durch das Bundesverdienstkreuz ehrt.―  



ASF-Berlin 
Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen 

Newsletter Juli 2011 

 

LADIESô DAY im Deutschen Bundestag ï Unternehmerinnen zu Gast bei Petra Merkel 

Unternehmerinnen aus 

ganz unterschiedlichen 

Branchen begleiteten 

einen Tag lang „ihre― 

S P D - B u n d e s t a g s -

abgeordnete. 

 

Petra Merkel veranstaltet seit 2002 jährlich einen La-

dies‘ Day mit dem Ziel, Unternehmerinnen einen Ein-

blick in die Arbeit einer Politikerin zu ermöglichen und 

Netzwerke zu schaffen. Seit 2006 wird der Ladies’ 

Day mit Unterstützung der SPD-Bundestagsfraktion 

durchgeführt. 

 

Zum achten Ladies‘ Day hat Petra Merkel, SPD Bun-

destagsabgeordnete für Berlin Charlottenburg-

Wilmersdorf und Vorsitzende des Haushaltsausschus-

ses, am 27. Mai 2011 Unternehmerinnen in den Deut-

schen Bundestag eingeladen. Insgesamt nahmen 12 

SPD-Bundestagsabgeordnete und 38 Unternehmerin-

nen aus verschiedenen Wahlkreisen und Bundeslän-

dern teil. Mit Petra Merkel und Dr. Eva Högl waren 

gleich zwei engagierte Politikerinnen aus der Bundes-

hauptstadt vertreten. 

 

Der Tag begann mit einem gemeinsamen Frühstück 

und einer Vorstellungsrunde. Anschließend führte Pet-

ra Merkel die Gäste durch die verschiedenen Gebäu-

de des Deutschen Bundestages. Wie funktioniert ein 

Hammelsprung, gibt es eine Sitzordnung im Aus-

schusssaal und wie lang ist überhaupt der Arbeitstag 

einer Politikerin? Diese und viele andere Fragen konn-

ten im direkten Kontakt beantwortet werden. Anschlie-

ßend ging es zum Fototermin und einer Diskussions-

runde mit der stellvertretenden SPD-Fraktionsvor-

sitzenden Dagmar Ziegler. Dabei wurde vor allem klar: 

Wir Frauen müssen unsere Netzwerke besser nutzen 

und uns gegenseitig stärker unterstützen. Der Besuch 

einer Plenardebatte und ein gemeinsames Mittages-

sen beendete die Veranstaltung. 

 

„Der Ladies’ Day war auch in diesem Jahr wieder ein 

voller Erfolg!―, freute sich Petra Merkel. Zu ihren Gäs-

ten zählten vier Unternehmerinnen mit ägyptischen 

bzw. libanesischen Wurzeln, die 

schon seit vielen Jahren erfolg-

reich in Berlin unternehmerisch 

tätig sind als freie Journalistin, 

Besitzerin eines Ladens für 

Brautmode in Berlin Neukölln, 

Geschäftsführerin eines interkul-

turellen Sozialdienstes und als 

Heilpraktikerin. 

 

Nicht nur für diese vier Unternehmerinnen war das ein 

spannender Tag. "Mit Aktionen wie dem Ladies’ Day 

können wir durch einen Erfahrungsaustausch starke 

Bündnispartnerinnen gewinnen und uns gegenseitig 

stärken", erklärt Petra Merkel. 

 

Deshalb fand die Idee einer Teilnehmerin, doch mal 

einen „groß angelegten― Ladies’ Day mit allen Teilneh-

merinnen der letzten acht Jahre zu organisieren, bei 

den Politikerinnen großen Anklang. 2012 wäre ideal 

für eine solche Veranstaltung – dann jährt sich der 

Ladies‘ Day zum zehnten Mal! 

Annette Farrenkopf-Gruner, Dr. 

Eva Högl, Andrea Ruiken  

Den Demografischen Wandel jetzt gestalten 

von Mechthild Rawert 

Mit zwei Arbeitskonferenzen zum demografischen 

Wandel in den Metropolen und in den ländlichen Regi-

onen hat die AG Demografischer Wandel der SPD-

Bundestagsfraktion die Chancen und Risiken der tief-

greifenden Veränderung der Bevölkerungsstruktur und 

deren Folgen für das soziale Miteinander analysiert. 

Ziel ist es jetzt, ein Konzept zu erarbeiten, mit dem die 

rechtlichen und strukturellen Rahmenbedingen des 

Demografischen Wandels erfasst und angepasst wer-

den können.  

 

Am 15. August wird es dazu in Berlin eine Fraktion-vor

-Ort-Veranstaltung „Weniger. Älter. Bunter – Potentiale 

des Alters― geben. Sie findet am 15. August von 15-17 

Uhr im Rosenhof Mariendorf, Kruckenbergstraße 1, 

12107 Berlin statt.  

 

Als Referentinnen und Referenten kommen Franz 

Müntefering, Bundesminister a.D., Angelika Schöttler, 

Bezirksstadträtin, und Manuela Harling, Mariendorfer 

Kandidatin für das Abgeordnetenhaus. 
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Gender Mainstreaming im Städtebau 
von Dr. Stephanie Bock  

Wird Gender Mainstreaming 

(GM), d.h. der Einbezug der 

Perspektive des Geschlechter-

verhältnisses in alle Entschei-

dungsprozesse und die Nutz-

barmachung aller Entschei-

dungsprozesse für die Gleich-

stellung der Geschlechter,  

konsequent verfolgt, so sind 

alle Handlungsfelder der Kom-

munen angesprochen. GM  

zielt auf den Abbau von Benachteiligungen 

(Diskriminierungen), die Beförderung gleicher Teilha-

be (Partizipation) und eine von tradierten Rollenmus-

tern freien, selbstbestimmten Lebensgestaltung bei-

der Geschlechter (echte Wahlfreiheit). 

 

Stadtplanung  und Stadtentwicklung sind wichtige 

kommunale Handlungsfelder zur Umsetzung von 

Gender Mainstreaming. In den zuständigen Planungs-

abteilungen ist das Klima noch von ungeklärten Fra-

gen geprägt: Was haben Städtebau, Stadtplanung 

und Stadtentwicklung eigentlich mit Chancengleich-

heit zu tun? Werden in den Kommunen nicht schon 

immer gute Planung und guter Städtebau gemacht, 

die alle Interessen berücksichtigen? Die mit der Ein-

führung von Gender Mainstreaming verbundene Auf-

forderung wahrzunehmen, wie und wo das Ge-

schlecht als gesellschaftliche Strukturierungskategorie 

in der Gestaltung der räumlichen Umwelt von Bedeu-

tung ist und wie die Gestaltung der räumlichen Um-

welt das Verhältnis zwischen den Geschlechtern be-

einflusst, wird von den Zuständigen jedoch zuneh-

mend aufgegriffen und umgesetzt. 

 

Einen wichtigen Schritt stellt die 2004 erfolgte Aufnah-

me des Abwägungsbelanges „Chancengleichheit― in 

das Baugesetzbuch (§ 1, Absatz 6 BauGB) und seine 

somit rechtsverbindliche Bedeutung dar. Die Nicht-

Beachtung des Tatbestandes der „Chancengleichheit― 

kann jetzt rechtlich als Abwägungsfehler oder -mangel 

gewertet werden. Zudem werden in einer wachsen-

den Zahl von Kommunen die Erfahrungen aus Modell-

vorhaben in die Regelpraxis überführt. 

In Berlin bildeten die GM-Pilotvorhaben der Senats-

verwaltung für Stadtentwicklung die notwendigen Lern

- und Lehrstücken zur Umsetzung von Geschlechter-

gerechtigkeit in der Stadtentwicklung. Die Erfahrun-

gen mündeten in die Entwicklung weiterführender An-

sätze zur Berücksichtigung von Gender-Aspekten vor 

allem in Wettbewerbsverfahren im Freiraum und bei 

Beteiligungsprojekten. Zur Zeit wird eine Veröffentli-

chung vorbereitet, die  Kriterien zusammenstellt, die 

betrachtet werden müssen, wenn Gender-Belange in 

der Entwicklung innerstädtischer Quartiere berück-

sichtigt werden sollen. Konkretisiert werden dabei u.a. 

folgende Ziele: Stadt der kurzen Wege, Differenzierte 

Wohnungsangebote, Verbesserung der Mobilität im 

Quartier: Ausbau des ÖV-Netzes , Versorgung mit 

Arbeitsplätzen: Bereitstellung von gut erreichbaren 

gewerblichen und gemischten Bauflächen, Dezentrale 

Versorgung: Sozialeinrichtungen und Einzelhandel, 

Freiraumentwicklung: Unterschiedliche Nutzungsan-

sprüche. 

 

Hervorzuheben ist vor allem das Thema Partizipation. 

Gendergerechte Partizipation ermöglicht durch diffe-

renzierte bürgerschaftliche Beteiligung passgenaue 

Ergebnisse bei Planungsprozessen und führt zu deut-

lichen Qualitätsgewinnen. Partizipation ernst nehmen 

bedeutet gleichzeitig, „Der Weg ist das Ziel―. Gemein-

same Lernprozesse und die Artikulation eigener Inte-

ressen stellen einen weiteren Mehrwert dieser Pro-

zesse dar.  Panke-Ufer, Nauener Platz sind nur einige 

der Beispiele für eine gelungene Zielgruppen gerech-

te Ansprache. 

 

Gender Mainstreaming kann zu einem Markenzeichen 

einer zukunftsfähigen Stadtentwicklung und eines 

hochwertigen Städtebaus entwickelt werden. Durch 

konzeptionelle Klarheit, nachvollziehbare und über-

prüfbare Planungsentscheidungen, durch einen um-

fassenden Abgleich der Interessen und durch bessere 

Verfahren der NutzerInnenbeteiligung wird ein Quali-

tätsgewinn für den Städtebau und die gebaute Um-

welt erzielt. 
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Öffentliche Verwaltung muss gleichstellungspolitische Vorreiterrolle einnehmen! 

von Julia Schimeta 

Land auf, Land ab wird seit gerau-

mer Zeit über die Unterrepräsen-

tanz von Frauen in Führungspositi-

onen der großen Unternehmen in 

Deutschland diskutiert und die Ein-

führung gesetzlicher Regelungen 

gefordert. Im öffentlichen Dienst 

hingegen gibt es bereits seit vielen 

Jahren Gesetze auf Landes- und 

Bundesebene, die die Gleichstel-

lung von Frauen und Männern vo-

ranbringen sollen. Doch die kürzlich 

von der Bundesregierung vorgeleg-

ten Evaluationsberichte zu den Gleichstellungsgeset-

zen in der Bundesverwaltung zeigen deutlich, dass die 

öffentliche Verwaltung zwar mehr und mehr zu einer 

Frauendomäne wird, die wirkliche Gleichstellung der 

Geschlechter allerdings nur in Minischritten voran-

kommt und die gesetzlichen Vorgaben oft gar nicht 

oder nur halbherzig umgesetzt werden. Hier besteht 

noch großer gleichstellungspolitischer Handlungsbe-

darf im ureigenen Einflussbereich der Bundesregie-

rung. 

 

Zentrale Ergebnisse der Evaluationsberichte im Ein-

zelnen: 

 

Führungsfunktionen: Frauen sind in Führungsfunkti-

onen weiterhin deutlich unterrepräsentiert. Mit steigen-

der Hierarchieebene nimmt der Frauenanteil zudem in 

den Behörden ab (Gläserne Decke). Unter den 30 

höchsten Verwaltungspositionen, den beamteten 

StaatssekretärInnen, finden sich nur 3 Frauen. Bisher 

nahmen in der Geschichte der BRD nur überhaupt nur 

9 Frauen diese Position ein. Aber auch in niedrigen 

Hierarchieebenen nimmt der Frauenanteil nur sehr 

langsam und nicht kontinuierlich zu. Die Unterreprä-

sentanz ist besonders eklatant, da im Bundesdienst 

seit 2008 erstmalig mehr Frauen als Männer beschäf-

tigt sind. 

 

Gremienbesetzungen: Nach 15 Jahren Bundesgre-

mienbesetzungsgesetz und fünf Gremienberichten 

kann ein Frauenanteil von knapp 25 Prozent nicht zu-

frieden stellen. Besonders stark sind Frauen in den 

Aufsichtsräten/Verwaltungsräten (15 Prozent) und Vor-

ständen/Geschäftsführungen (6 Prozent) der bundes-

eigenen Unternehmen bzw. Beteiligungen unterreprä-

sentiert. Hier sind die Frauenanteile nur wenige Pro-

zentpunkte höher als in den großen Unternehmen der 

Privatwirtschaft. Man kann hier keinesfalls von einer 

Vorreiterrolle des Bundes sprechen.  

 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist auch im 

Bundesdienst weiterhin reine Frauensache. Familien-

bedingte Beurlaubung und familienfreundliche Arbeits-

zeiten werden in allen Laufbahnen fast ausschließlich 

von Frauen wahrgenommen.  

 

Teilzeitfalle: Teilzeitkräfte (überwiegend Frauen) wer-

den bei Beurteilungen und Beförderungen benachtei-

ligt. Leitung in Teilzeit bleibt die absolute Ausnahme. 

 

Entgeltungleichheit: Rein deskriptive Auswertungen 

der Entlohnungsstruktur im Bundesdienst weisen eine 

deutliche Ungleichverteilung von Frauen und Männern 

auf Besoldungs- und Entgeltgruppen zuungunsten von 

Frauen aus. Frauen sind überrepräsentiert in den 

Gruppen 5,6,9; Männer sind hingegen überrepräsen-

tiert in den Gruppen ab 10 aufwärts. 

 

Weitere Informationen: 

Zweiter Erfahrungsbericht zum Bundesgleichstellungs-

gesetz (BGleiG): http://dipbt.bundestag.de/dip21/

btd/17/043/1704307.pdf 

 

Fünfter Gremienbericht: http://dipbt.bundestag.de/

dip21/btd/17/043/1704308.pdf 

 

Untersuchung des DIW Berlin zur Repräsentanz von 

Frauen in Aufsichtsräten der Beteiligungsunternehmen 

des Bundes (siehe S. 5 f.): http://www.diw.de/

d o c u m e n t s / p u b l i k a t i o n e n / 7 3 /

diw_01.c.366823.de/11-3.pdf 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/043/1704307.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/043/1704307.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/043/1704308.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/043/1704308.pdf
http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.366823.de/11-3.pdf
http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.366823.de/11-3.pdf
http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.366823.de/11-3.pdf
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Vielfalt statt Einfalt!?! 
von Sabine Röhrbein 

„Wer die menschliche Gesellschaft will, 
muss die männliche überwinden.― Die-
sen Satz aus unserem Grundsatzpro-
gramm haben wir – kontextbedingt – 
vornehmlich auf die Genderperspektive 
bezogen. Er kritisiert, wen wir nach wie 
vor vorrangig für Funktionen heranbil-
den und zu Wahlen aufstellen: Den wei-
ßen, christlich geprägten, körperlich und 
seelisch unversehrten, heterosexuellen, 
am besten verheirateten Mann mit Kind 
im gesunden, belastbaren Mittelalter. 
Diese Betrachtung öffnet eine Perspek-

tive der Vielfalt, die wir (noch) nicht haben, aber anzu-
streben bemüht sind. 
 
Trotz aller Bemühungen um mehr Partizipation gesell-
schaftlicher Minderheiten in der SPD haben wir keine 
wirkliche Antwort auf diese Herausforderung. Solange 
wir keine offene Debatte führen, wie wir den Erfahrun-
gen und Kompetenzen aller unserer Mitglieder in ihrem 
Sosein Geltung verschaffen können, werden wir der 
männlich dominierten Gesellschaft verhaftet bleiben. 
 
Zunächst geht es darum, allen mit dem gleichen Re-
spekt zu begegnen und eine Atmosphäre der gegen-
seitigen Anerkennung und Akzeptanz zu schaffen. Das 
ist der Kern jeder Diversity-Politik. Wenn wir jetzt die 
Migrantinnen und Migranten durch Einführung einer 
Quote besonders herausstellen, ist das deshalb ein 
falscher Ansatz. Außer ihnen gibt es weitere Minderhei-
ten jenseits des beschriebenen Prototyps, die wir eben-
so mit der Brille der political correctness (PC) wahrneh-
men. Dennoch müssen sie sich rechtfertigen, sobald 
sie als „Betroffene― agieren.  
 
Wenn wir glauben, dass wir Respekt und Akzeptanz 
nur durch Quoten erzielen können, dann müssen wir 
folgerichtig allen möglichen denkbaren Gruppen Quo-
ten zubilligen. Doch für Minderheiten, die die Welt aus 
je einer anderen Perspektive wahrnehmen, als dies der 
Prototyp tut, ist viel wichtiger, sich im jeweiligen Sosein 
wahrgenommen und angenommen zu fühlen.  
 
Hinweis: Die Geschlechterquote im SPD-Statut ist 
selbstverständlich etwas völlig anderes. Frau oder 
Mann ist jede und jeder irgendwie, alles andere wird 
dazu gepackt  
 
Um den Ansatz konkreter zu machen, möchte ich an-
hand der Situation lesbischer Frauen in unserer Partei 
drei Thesen formulieren – die weder Vollständigkeit 
beanspruchen noch kritiklos hinzunehmen sind: 
 
1. Lesbischen Frauen können wir sozialdemokrati-
sche Politik fast ausschließlich über die ASF nahe-
bringen. 
Lesben finden sich zu 100 Prozent weder in der hetero-

sexuell dominierten ASF noch bei den männerdomi-
nierten Lesben und Schwule in der SPD (Schwusos) 
wieder – in beiden AGs sitzen sie am „Katzentisch―. 
Wollen sie sich bei den Schwusos einbringen, müssen 
sie sich mit typisch männlichen Eigenschaften ausei-
nandersetzen, die sie eigentlich zutiefst ablehnen. Wa-
rum soll ich mir das antun? ist die folgerichtige Reakti-
on. Wer dennoch mit unserer Politik sympathisiert, 
schaut dann auf die ASF. Geht es hier um Ehegatten-
splitting, Vereinbarkeit ausschließlich aus heterosexu-
ellem Blickwinkel, verlischt das Interesse sehr schnell. 
Eine wirkliche Bindung der Wählerin oder gar das Ge-
winnen einer neuen Genossin funktioniert nicht. 
 
2. Die sexuelle Identität ist keine private Angelegen-
heit, sondern ein Politikum. 
Im Flyer der Schwusos zur Berlin-Wahl bin ich die ein-
zige offen lesbische SPD-Kandidatin. Das kann doch 
wohl nicht sein? Während sich die schwulen Genossen 
zunehmend aus der Deckung trauen und vernetzen, 
wollen die lesbischen Genossinnen unentdeckt ihre 
Mandate wahrnehmen. Das Argument, mit wem frau 
das Bett teilt, gehe niemanden etwas an, wird regelmä-
ßig widerlegt. Jüngst durch die Fußball-WM: Warum 
sind die eindeutig heterosexuellen Kickerinnen Medien-
lieblinge und werden mit Familie und Freund themati-
siert und nicht „die anderen― mit Lebenspartnerin – im-
merhin ist die zweite Torfrau Ursula Holl mit einer Frau 
verheiratet? Dadurch werden Geschlechterkonstruktio-
nen und Heteronormativität permanent reproduziert – 
Homosexualität wird tabuisiert. Das Private ist politisch: 
Warum tun lesbische Genossinnen so, als wenn sie 
das nichts anginge? 
 
3. Die SPD braucht eine Diversity-Strategie und 
nicht noch mehr Quoten.  
Frau ist nicht gleich Frau. Diese Erkenntnis setzt die 
ASF in Beschlüssen um, wenn wir für Frauen mit 
Migrationshintergrund eintreten, uns für ein Adoptions-
recht für gleichgeschlechtliche Paare einsetzen oder 
die konsequente Umsetzung von Inklusion fordern. Es 
geht aber um mehr als das: Wir müssen – ähnlich wie 
beim Gender Mainstreaming – bei allen Entscheidun-
gen die Perspektive auch von Minderheiten mitdenken. 
Das ist für die Einzelne kaum leistbar, aber für uns alle 
zusammen, wenn wir allen Genossinnen in ihrem So-
sein Raum geben. Zur Gender-Kompetenz muss eine 
Diversity-Kompetenz treten. Dann wird sich zwangsläu-
fig unser Personaltableau bei Wahlen ändern und ist es 
möglich, mit diversen Positionen breiter Einfluss zu 
nehmen und zielgenauer auf die Anforderungen einer 
vielfältiger werdenden Gesellschaft zu reagieren. Der 
Gedanke an Quoten ist dabei nicht mehr als ein Ele-
ment von vielen. Wir brauchen stattdessen eine lang-
fristige an Vielfalt orientierte Gesamtstrategie für mehr 
Respekt und Akzeptanz in unserer Organisation und in 
unserer Politik. 
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Fünf Millionen Beschäftigte arbeiten für weniger als 8,50 Euro 

Eine neue Studie im Auftrag der 

Friedrich-Ebert-Stiftung ist er-

schienen. Sie stellt fest, eine all-

gemeine Lohnuntergrenze von 

8,50 Euro je Stunde könnte den 

Staatshaushalt und die Sozial-

kassen um gut 7 Milliarden Euro 

entlasten. Die Studie erfasst au-

ßerdem, wie viele Beschäftigte 

2009 für geringe Stundenlöhne 

arbeiten mussten und darum von 

einem gesetzlichen Mindestlohn 

profitiert hätten – insgesamt Fünf Millionen. 

 

Betroffen sind Eltern und Teilzeitkräfte: 18 Prozent 

der Alleinerziehenden bekommen ein Stundenentgelt 

von unter 7,50 Euro, von den gemeinsam in einem 

Haushalt lebenden Eltern sind es 13 Prozent. Lediglich 

10 Prozent der kinderlosen Beschäftigten müssen für 

weniger als 7,50 Euro arbeiten. 22 Prozent der Teilzeit-

kräfte arbeiten für einen Stundenlohn unter 8,50 Euro, 

bei Vollzeitkräften nur 9 Prozent. Besonders niedrig ist 

der Stundenlohn bei Minijobberinnen und Minijobbern: 

55 Prozent bleiben unter 8,50 Euro. 

 

15,8 Millionen Frauen gehen einer unselbständigen 

Arbeit nach. Ein Drittel von ihnen bekommt Stunden-

löhne von weniger als 10 Euro, der Anteil ist doppelt so 

hoch wie bei Männern. Arbeitnehmerinnen würden „in 

besonderem Maße von der Einführung eines Mindest-

lohnes profitieren―. 

Krankenkassen geben weniger für Eltern-Kind-Kuren aus 

Seit 1. April 2007 sind 

Eltern-Kind-Kuren 

Pflichtleistung in der 

Gesetzlichen Kranken-

versicherung. In der 

Folge stiegen die Aus-

gaben in diesem Bereich spürbar an, und zwar im Jahr 

2007 um 17 Prozent und im Jahr 2008 um 20 Prozent. 

Im Jahr 2009 sind dagegen die Ausgaben um 6 Pro-

zent rückläufig gewesen. Nach vorläufigen Ergebnis-

sen ist für das Jahr 2010 ein Ausgabenrückgang von 9 

Prozent festzustellen. 

 

Das Müttergenesungswerk (MGW) geht hart mit den 

Krankenkassen ins Gericht. Die Zahl der abgelehnten 

Anträge von Müttern stieg erneut um drei Prozent und 

liegt mit 34 Prozent bei der Ablehnungsquote von 

2006, als Eltern-Kind-Kurmaßnahmen noch nicht 

Pflichtleistung waren. 

 

 „Kranke Mütter brauchen die Unterstützung dringender 

als je zuvor―, betonte Bettina Wulff, Schirmherrin des 

Müttergenesungswerkes. „Zu den körperlichen Erkran-

kungen kommen viele psychosoziale Belastungsfakto-

ren, die Mütter krank machen. Hierzu zählen ständiger 

Zeitdruck, berufliche Belastung, mangelnde Unterstüt-

zung und fehlende Anerkennung.― 

 

„Das Verhalten der Krankenkassen den Müttern gegen-

über, deren Kuranträge abgelehnt werden, ist missach-

tend und teilweise gesetzeswidrig―, kritisierte Anne 

Schilling, Geschäftsführerin des Müttergenesungswer-

kes.  

 

In jüngsten Medienberichten wird Bezug genommen 

auf einen Bundesrechnungshofbericht zum Verhalten 

der Krankenkassen in Bezug auf Eltern-Kind-Kuren, 

der von „Willkür und Beliebigkeit― spricht. Anne Schil-

ling: „Das Müttergenesungswerk kritisiert seit Jahren 

die Ablehnungspraxis der Krankenkassen. Wenn der 

Bericht dies bestätigt, dann ist politische Kontrolle um-

so dringlicher.― 

Weitere Informationen zu Eltern-Kind-Kind-

Kurmaßnahmen unter: 

 

www.muettergenesungswerk.de . 

http://library.fes.de/pdf-files/wiso/08071.pdf
http://library.fes.de/pdf-files/wiso/08071.pdf
http://www.muettergenesungswerk.de/
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Bildungsï und Teilhabepaket: Zum 1. August erstmalig 70 Euro für Schulmaterial 

Erstmalig zum 1. August 2011 ha-

ben Schülerinnen und Schüler aus 

Familien mit geringem Einkommen 

Anspruch auf 70 Euro für Schulbe-

darf. Mit dem Geld sollen zum 

Schuljahresbeginn Schreib- oder 

Rechenmaterial, Mal- oder Bastel-

utensilien gekauft werden.  

 

Berechtigt sind Empfänger von Grundsicherungsleis-

tungen (SGB II oder XII), Wohngeld, Kinderzuschlag 

und Asylbewerberleistungsgesetz. Hintergrund ist das 

Bildungs- und Teilhabepaket mit dem zum 1. August 

70 Euro für Schulbedarf ausgezahlt werden und zum 

1. Februar 30 Euro. 

Eltern, die den Kinderzuschlag oder Wohngeld bezie-

hen, müssen einen Antrag stellen. Zuständig ist die 

Stelle, von der die finanzielle Leistung bezogen wird 

(Jobcenter, Sozialamt, Wohngeldamt). Als Nachweis 

muss der Schülerausweis I vorgelegt werden, der bei 

der jeweiligen Schule erhältlich ist.  

 

Wer Leistungen aus dem SGB II oder SGB XII bezieht 

und den Schülerausweis I bei der Beantragung der 

Grundsicherungsleistung vorgelegt hat, muss keinen 

Extra-Antrag stellen. 

 

Informationsblatt zum Bildungsï und Teilhabepa-

ket. 

Bund plant Sozialkürzungen in Höhe von 1,7 Milliarden Euro in Berlin 

von Martina Hartleib 

Die Streichorgie im Bereich der 

aktiven Arbeitsmarktpolitik geht 

weiter. Die Bundesregierung hat 

am 1. Juli 2011 den „Gesetzentwurf 

zur Verbesserung der Eingliede-

rungschancen am Arbeitsmarkt― in 

den Deutschen Bundestag einge-

bracht. Was nach einer Instrumentenreform aussieht, 

ist in Wahrheit die Einführung einer Arbeitsmarktpolitik 

nach Kassenlage. 

 

Zu Beginn des Jahres waren bereits die Eingliede-

rungsleistungen für Arbeitslose um ein Viertel gekürzt 

worden, nun will die Bundesregierung die Beschäfti-

gungsförderung für Langzeitarbeitslose massiv zurück-

fahren.  

 

In den Jahren 2012 bis 2015 sind in Berlin Sozialkür-

zungen im SGB II-Bereich von 1,7 Mrd. Euro geplant. 

Zusätzlich sind strukturelle Kürzungen zu Lasten der 

Bundesagentur für Arbeit in Höhe von 611,3 Mio. Euro 

in Berlin geplant. 

 

Besonders Frauen sind vom Gesetzentwurf betroffen. 

Berufsrückkehrerinnen werden in Zukunft nur noch 

selten in den Genuss von Qualifizierungen kommen. 

Das hat die Stellungnahme des Landesfrauenrates 

klar herausgearbeitet.  

 

Dass das Gesetz verabschiedet wird, gilt als sicher. Es 

ist nicht zustimmungspflichtig durch den Deutschen 

Bundesrat. Die Öffentliche Anhörung im Bundestag ist 

für den 5. September 2011 geplant. Abstimmen will 

der Bundestag am 23. September über den Gesetz-

entwurf.  

Bundesregierung legt Referentenentwurf zum bundesweiten Hilfetelefon vor 

Die Berliner Initiative, die 

sich seit über fünfzehn Jah-

ren mit dem Thema be-

schäftigt, begrüßt den Refe-

rentenentwurf der Bundesregierung zum bundeswei-

ten Hilfetelefon. Sie hofft, "auf diesem Weg ein weite-

res niedrigschwelliges Unterstützungsangebot für von 

häuslicher Gewalt betroffene Frauen und ihre Kinder 

zu erhalten". Das Hilfetelefon soll zum 1. Januar 2013 

frei geschaltet werden und Betroffenen künftig den 

Zugang zu Beratungsangeboten erleichtern. 

http://www.berlin.de/imperia/md/content/rbm-skzl/bund/antrag_bildung__und_teilhabeleistung.pdf?download.html
http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-bwf/bildungspaket/bildungspaket_elterninfo.pdf?start&ts=1304506491&file=bildungspaket_elterninfo.pdf
http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-bwf/bildungspaket/bildungspaket_elterninfo.pdf?start&ts=1304506491&file=bildungspaket_elterninfo.pdf
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Doppelte Eröffnung: SPD-Kreisbüros Friedrichshain-
Kreuzberg  

Am 28. Mai 2011 eröffnete die SPD Friedrichshain-

Kreuzberg offiziell ihr Kreisbüro im Willy-Brandt-Haus.  

Eine gute Gelegenheit für die Kandidatinnen und Kan-

didaten, sich den Bürgerinnen und Bürger vorzustel-

len.  

Am 20. Juni 2011 eröffnete das Bürgerbüro der 

Friedrichshainer Kandidatinnen und Kandidaten seine 

Pforten in der Grünberger Str. 4. Dort werden Sprech-

stunden, Diskussionen, Filme und Lesungen angebo-

ten und es ist Anlaufstelle für Bürgerinnen und Bürger. 

Der lange Weg zur Gleichberechtigung:  
Schwusos Berlin beim 19. Lesbisch- Schwulen Stadtfest 

Am Wochenende 18./19. Juni fand im Motzstraßenkiez 

das alljährliche Lesbisch- Schwule Stadtfest statt. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Lesben und Schwulen in 

der Berliner SPD (Schwusos) hatte wie jedes Jahr ei-

nen Stand in der Politikmeile und konnte prominente 

Gäste wie Klaus Wowereit, Justizsenatorin Gisela von 

der Aue, Michael Müller, und eine Vielzahl von Man-

datsträgerInnen aus dem Abgeordnetenhaus, den Be-

zirksämtern und den BVVen begrüßen. 

 

Das Thema des Standes „Der lange Weg zur Gleich-

berechtigung – es gibt noch viel zu tun―. Im Gespräch 

mit den Besucherinnen und Besuchern des Stadtfes-

tes stellten die Vertreter/innen der Berliner SPD ihre 

Konzepte für unser tolerantes und vielfältiges Berlin 

vor.  

Am 26. Juni veranstaltete die 

ASF Reinickendorf gemeinsam 

mit zwei weiteren Abteilungen 

das „Große Fußballfest― zu Ehren 

der WM-Eröffnung.  

 

Etwa 150 Kinder waren samt El-

tern  beim Fußballturnier der 

Mädchen dabei. Die Besucherin-

nen und Besucher konnten sich beim Torwandschie-

ßen oder dem Fußballparcour beweisen. Nach der 

Übergabe von Pokalen und Preisen gemeinsam mit 

dem stellvertretenden Bezirksbürgermeister Höhne, 

gab es im Vereinshaus des Nordberliner SC die Mög-

lichkeit, das Eröffnungsspiel Deutschland-Kanada zu 

sehen. Ein großes „Dankeschön!― für den tollen Nach-

mittag geht an die ASF-Kreisvorsitzende und Direkt-

kandidatin für den Wahlkreis 3, Carmen Regin 

ASF: Reinickendorf: Public Viewing Eröffnungsspiel Fußball-WM 

von Daniela Schacht 
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18.07.2011, 16.00 Uhr 

Ausstellungseröffnung „Spreeperlen. Berlin - Stadt der 

Frauen" mit Monika Thiemen, Unternehmerinnen- und 

Gründerinnenzentrum Charlottenburg-Wilmersdorf, 

Sigmaringer Str. 1, 10713 Berlin. 

 

18.07.2011, 10.00 Uhr—18.00 Uhr 

7. Frauen-Alterssicherungskonferenz, ver.di-

Bundesverwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Ber-

lin. Anmeldung 

 

24.07.2011, 14.00 Uhr 

ASF-Tempelhof Schöneberg putzt zusammen mit der 

Kandidatin Andrea Kühnemann Stolpersteine in Lich-

tenrade, Treffpunkt: S. Lichtenrade, Anmeldung  

 

15.08.2011, 15.00 — 17.00 Uhr 

„Weniger. Älter. Bunter — Potentiale des Alters―, Ro-

senhof Mariendorf, Kruckenbergstraße 1, 12107 Ber-

lin. 

 

16.08.2011, 19.00 Uhr 

„Ein Jahr Berliner Vergabegesetz – Bilanz und Per-

spektive― Podiumsdiskussion mit Spitzenvertretern 

der Parteien, Haus des DGB-Bezirks Berlin-

Brandenburg, Keithstraße 1-3, 10787 Berlin.  

 

17.08.2011, 19.00 Uhr 

„Starke Frauen für Berlin― - Empfang der Landes-ASF 

mit Klaus Wowereit, Zoorestaurant  

20.08.2011, 15.00 Uhr 

ASF-Tempelhof Schöneberg Führung durch das Käte-

Kollwitz-Museum, Fasanenstr. 24, Anmeldung  

 

20.08.2011, 15.00 Uhr 

Lesbisch-Schwules-Parkfest, Volkspark Friedrichs-

hain 

 

24.08.2011, 13.30 Uhr — 18.00 Uhr 

„Wege in und aus der Armut—Reform der Bedarfsge-

meinschaft—ein Weg.―, Veranstaltung der AG Frauen

-Arbeit-Politik (FAP) - überparteiliches Bündnis, ver.di-

Haus Berlin am Ostbahnhof, Paula Thiede Ufer 10. 

 

30.08.2011, 19.00 Uhr 

„Auf Augenhöhe oder wie Frauen begannen, die Welt 

zu verändern—Erinnerungen―, Lesung Heli Ihlefeld, 

Café Antikflair, Grunewaldstr. 40, Anmeldung  

 

02.09.2011, 10.00 Uhr 

Politisches Frühstück mit Angelika Schöttler, Kandida-

tin für das Amt der Bezirksbürgermeisterin, Huzur 

e.V., Bülowstr. 94, Anmeldung  

 

10.09.2011, 13.00—18.00 Uhr 

SPD-Sommerfest am Petersburger Platz, 10249 Ber-

lin mit aktiver Unterstützung der ASF Friedrichshain-

Kreuzberg 
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